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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(20. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, 
FVP, DP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Förderung des Wohnungsbaus für Umsiedler in 
den Aufnahmeländern und des Wohnungsbaus für Sowjetzonen- 
flüchtlinge in Berlin 

- Drucksache 2851 - 


A. Bericht des Abgeordneten Ohlig; 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich hat den 
ihm am 16. November 1956 federführend und dem 
Ausschuß für Wiederaufbau lund Wohnungswesen 
und dem Haushaltsausschuß mitberatend über- 
wiesenen interfraktionell eingebrachten Gesetzent- 
wurf auf Drucksache 2851 in zwei Sitzungen unter 
Berücksichtigung der Stellungnahmen der mitbe- 
teiligten Ausschüsse beraten. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, den im Gesetz 
über die Förderung des Wohnungsbaus für Um- 
siedler in den Aufnahmeländern und des Woh- 
nungsbaus für Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin 
vorgesehenen Termin des 1. April 1957 für den 
Beginn der Rückzahlungen des Ausgleichsfonds an 
den Bund wegen der angespannten Finanzlage des 
Ausgleichs fonds in den nächsten Jahren hinauszu- 
schieben, In Abwägung der Interessen des Aus- 
gleichsfonds, dem an einer möglichst späten Rück- 
zahlung gelegen ist, und des Bundes, der auf eine 
möglichst frühzeitige Rückzahlung Wert legt, hat 
der Ausschuß für den Lastenausgleich beschlossen, 
dem im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehenen 
Termin 1962 zuzustimmen und hat gemeint, damit 
einen gangbaren Mittelweg gefunden zu haben. 
Bei der Festlegung des Termins wurde auch Wert 
darauf gelegt, daß die zur Rückzahlung erforder- 
lichen Beträge von ^seiten des Ausgleichsfonds 
noch den für die Wohnraumhilfe zustehenden 
Mitteln (§ 323 Abs. 1 LAG) entnommen werden 
können und nicht für andere Ausgaben vorzu- 
sehende Mittel des Ausgleichsfonds in Anspruch 
genommen zu werden brauchen. Die vom Ausschuß 
für den Lastenausgleich vorgenommene Änderung 
des Art. 1 Nr. 1 des vorliegenden Entwurfs, die 
diese Vorschrift enthält, dient ledigMch der Klar- 
stellung. 

Der in dem vorliegenden Entwurf vorgesehenen 
Streichung des § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die 


Förderung des Wohnungsbaus für Umsiedler in 
den Aufnahmeländern und des Wohnungsbaus für 
Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin hat der Ausschuß 
für den Lastenausgleich ebenfalls ohne Änderung 
zugestimmt; damit enfällt die Rückzahlungspflicht 
des Ausgleichsfonds über einen Betrag von 
25 000 000 DM, der ihm vom Bund zur Durchfüh- 
rung des Wohnungsbaus für SBZ-Flüchtlinge in 
Berlin zur Verfügung gestellt war. 

Die Einfügung einer Berlin-Klausel und einer 
Saar-Klausel wird nicht für erforderlich gehalten, 
weil es sich bei dem Gesetzentwurf lediglich um 
ein Änderungsgesetz handelt, in dem eine Rechts- 
beziehung zwischen Bund und Ausgleichsfonds neu 
gestaltet wird. 

Der Haushaltsausschuß hat sich mit der Strei- 
chung des § 7 Abs. 2 einverstanden erklärt, jedoch 
beschlossen, als Termin für die Rückzahlung der 
Mittel nach § 2 Abs. 2 das Jahr 1960 vorzuschla- 
gen. Diesen Beschluß hat der Ausschuß für den 
Lastenausgleich nicht übernommen, sondern es 
aus den vorgenannten Gründen bei dem Termin 
1962 belassen. 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen hat den Beschlüssen des federführenden 
Ausschusses zugestimmt. 

Die Beschlußfassung im Ausschuß für den 
Lastenausgleich erfolgte einmütig. Ich bitte, dem 
Gesetzentwurf in der aus der nachstehenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung zuzustim- 
men. 

Bonn, den 3. Mai 1957 

Ohlig 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2851 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 3. April 1957 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 

Kunze (Bethel) Ohlig 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Förderung des Wohnungsbaus für Umsiedler in den Aufnahme- 
ländern und des Wohnungsbaus für Sowjetzonenflüchtlinge in 

Berlin 

- Drucksache 2851 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für den Lastenausgleich 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Förderung des Wohnungs- 
baus für Umsiedler in den Aufnahmeländern 
und des Wohnungsbaus für Sowjetzonen- 
flüchtlinge in Berlin 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Förderung des Woh- 
nungsbaus für Umsiedler in den Aufnahme- 
ländern und des Wohnungsbaus für Sowjet- 
zonenflüchtlinge in Berlin vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 712) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ausgleichsfonds hat dem Bund 
den Betrag von 200 000 000 Deutsche 
Mark in den Rechnungsjahren 1962 bis 1965 
jeweils in der gleichen Höhe zurückzuzah- 
len, in der gemäß Satz 2 diese Rückzahlun- 
gen auf die nach § 323 Abs, 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes für Zwecke der Wohn- 
raumhilfe bereitzustellenden Beträge ange- 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Förderung des Wohnungs- 
baus für Umsiedler in den Aufnahmeländern 
und des Wohnungsbaus für Sowjetzonen- 
flüchtlinge in Berlin 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Förderung des Woh- 
nungsbaus für Umsiedler in den Aufnahme- 
ländern und des Wohnungsbaus für Sowjet- 
zonenflüchtlinge in Berlin vom 30. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 712) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Ausgleichsfonds hat dem Bund 
den Betrag von 200 000 000 Deutsche 
Mark in den Rechnungsjahren 1962 bis 1965 
jeweils zum 15. November zurückzuzah- 
len, und zwar im Jahre 
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Entwurf 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


rechnet werden. Auf die für Zwecke der 
Wohnraumhilfe bereitzustellenden Beträge 
werden in den Rechnungsjahren 

1962 70 000 000 DM, 

1963 60 000 000 DM, 

1964 40 000 000 DM 

und 1965 30 000 000 DM 

als Ausgleich für den zur Verfügung ge- 
stellten Betrag von 200 000 000 Deutsche 
Mark angerechnet'' 


2. § 7 Abs. 2 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


1962 70 000 000 DM, 

1963 60 000 000 DM, 

1964 40 000 000 DM 

und 1965 30 000 000 DM. 


Die Rückzahlungen werden auf die im 
Rückzahlungsjahr nach § 323 des Lasten- 
ausigleichisigesetzes für Zwecke der Wohn- 
raumhilfe bereitzustellenden Betrage ange- 
rechnet.“ 

2. unverändert 

Artikel 2 
unverändert 
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